
Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 24. Oktober 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Hannover — Deutschland) — Samantha Elrick/ 

Bezirksregierung Köln 

(Rechtssache C-275/12) ( 1 ) 

(Unionsbürgerschaft — Art. 20 AEUV und Art. 21 AEUV — 
Recht auf Freizügigkeit und auf freien Aufenthalt — Staats­
angehöriger eines Mitgliedstaats — Studium in einem ande­
ren Mitgliedstaat — Ausbildungsförderung — Voraussetzun­
gen — Mindestens zweijährige Ausbildungsdauer — 

Erlangung eines berufsqualifizierenden Abschlusses) 

(2013/C 367/26) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Hannover 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Samantha Elrick 

Beklagte: Bezirksregierung Köln 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgericht Hannover 
— Auslegung der Art. 20 und 21 AEUV — Ausbildungsför­
derung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BaföG) 
— Regelung eines Mitgliedstaats, wonach die Förderung für 
eine bestimmte Ausbildung im Inland, die ein Jahr dauert, vor­
gesehen ist, für eine vergleichbare Ausbildung in einem anderen 
Mitgliedstaat jedoch ausgeschlossen ist 

Tenor 

Die Art. 20 AEUV und 21 AEUV sind dahin auszulegen, dass sie 
einer Regelung eines Mitgliedstaats wie der im Ausgangsverfahren 
streitigen entgegenstehen, nach der einer Staatsangehörigen dieses Mit­
gliedstaats, die dort ihren Wohnsitz hat, eine Ausbildungsförderung für 
das Studium in einem anderen Mitgliedstaat nur gewährt wird, wenn 
diese Ausbildung einen berufsqualifizierenden Abschluss vermittelt, der 
den Abschlüssen entspricht, die im Leistungsstaat in Berufsfachschulen 
nach einem mindestens zweijährigen Ausbildungsgang vermittelt wer­
den, obwohl der Betroffenen aufgrund ihrer besonderen Lage Ausbil­
dungsförderung gewährt worden wäre, wenn sie sich dazu entschlossen 
hätte, im Leistungsstaat eine Ausbildung von weniger als zwei Jahren 
zu absolvieren, die derjenigen entspricht, die sie in einem anderen 
Mitgliedstaat absolvieren wollte. 

( 1 ) ABl. C 250 vom 18.8.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 22. Oktober 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Nejvyšší správní 
soud — Tschechische Republik) — Jiří Sabou/Finanční 

ředitelství pro hlavní město Prahu 

(Rechtssache C-276/12) ( 1 ) 

(Richtlinie 77/799/EWG — Gegenseitige Amtshilfe zwischen 
den Behörden der Mitgliedstaaten im Bereich der direkten 
Steuern — Informationsaustausch auf Ersuchen — Steuerver­
fahren — Grundrechte — Begrenzung des Umfangs der 
Pflichten des ersuchenden Mitgliedstaats und des ersuchten 
Mitgliedstaats gegenüber dem Steuerpflichtigen — Keine Ver­
pflichtung, den Steuerpflichtigen über das Auskunftsersuchen 
zu informieren — Keine Verpflichtung, den Steuerpflichtigen 
zur Teilnahme an der Vernehmung von Zeugen zu laden — 
Recht des Steuerpflichtigen, die ausgetauschte Information 
in Frage zu stellen — Mindestinhalt der ausgetauschten 

Information) 

(2013/C 367/27) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Vorlegendes Gericht 

Nejvyšší správní soud 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Jiří Sabou 

Beklagter: Finanční ředitelství pro hlavní město Prahu 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Nejvyssí správní soud — 
Auslegung von Art. 1, Art. 2, Art. 6, Art. 7 Abs. 1 und 
Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie 77/799/EWG des Rates vom 19. 
Dezember 1977 über die gegenseitige Amtshilfe zwischen den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Bereich der direk­
ten Steuern (ABl. L 336, S. 15) und von Art. 41 Abs. 2 Buchst. 
a der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
(ABl. 2007, C 303, S. 1) — Grundrechte eines Steuerpflichtigen 
in einem ihm gegenüber eingeleiteten Steuerverfahren, etwa das 
Recht, über die von der zuständigen Behörde des ersuchenden 
Staates getroffene Entscheidung, ein Auskunftsersuchen zu stel­
len, unterrichtet zu werden, sich an der Formulierung dieses 
Ersuchens zu beteiligen, vorab von einer im ersuchten Staat 
durchgeführten Zeugenvernehmung informiert zu werden und 
daran teilzunehmen und den Wahrheitsgehalt der von der zu­
ständigen Behörde dieses Staates übermittelten Informationen 
anzufechten 

Tenor 

1. Das Unionsrecht, wie es sich insbesondere aus der Richtlinie 
77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 über die 
gegenseitige Amtshilfe zwischen den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten im Bereich der direkten Steuern und der Steuern 
auf Versicherungsprämien in der durch die Richtlinie 
2006/98/EG des Rates vom 20. November 2006 geänderten 
Fassung und aus dem Grundrecht auf rechtliches Gehör ergibt, 
ist dahin auszulegen, dass es dem Steuerpflichtigen eines Mitglied­
staats weder das Recht verleiht, über das Amtshilfeersuchen infor­
miert zu werden, das dieser Staat an einen anderen Mitgliedstaat
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stellt, um u. a. die von diesem Steuerpflichtigen im Rahmen seiner 
Einkommensteuererklärung gemachten Angaben zu überprüfen, 
noch das Recht, an der Formulierung des an den ersuchten Mit­
gliedstaat gestellten Ersuchens mitzuwirken, noch das Recht, an 
von diesem letztgenannten Staat organisierten Zeugenvernehmun­
gen teilzunehmen. 

2. Die Richtlinie 77/799 in der durch die Richtlinie 2006/98 
geänderten Fassung regelt nicht die Frage, unter welchen Bedin­
gungen der Steuerpflichtige die Richtigkeit der vom ersuchten Mit­
gliedstaat erteilten Auskunft in Frage stellen kann, und stellt keine 
besondere Anforderung an den Inhalt der erteilten Auskunft. 

( 1 ) ABl. C 273 vom 8.9.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 24. Oktober 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Augstākās tiesas 

Senāts, Lettland) — Vitālijs Drozdovs/AAS „Baltikums“ 

(Rechtssache C-277/12) ( 1 ) 

(Obligatorische Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung — 
Richtlinie 72/166/EWG — Art. 3 Abs. 1 — Richtlinie 
90/232/EWG — Art. 1 — Verkehrsunfall — Tod der Eltern 
des minderjährigen Antragstellers — Schadensersatzanspruch 
des Kindes — Immaterieller Schaden — Schadensersatz — 

Deckung durch die Pflichtversicherung) 

(2013/C 367/28) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Vitālijs Drozdovs 

Beklagte: AAS „Baltikums“ 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Augstakas tiesas Senats (Lett­
land) — Auslegung von Art. 3 der Richtlinie 72/166/EWG 
des Rates vom 24. April 1972 betreffend die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahr­
zeug-Haftpflichtversicherung und der Kontrolle der entsprechen­
den Versicherungspflicht (ABl. L 103, S. 1) und von Art. 1 Abs. 
2 der Zweite Richtlinie 84/5/EWG des Rates vom 30. Dezember 
1983 betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahrzeug- Haftpflichtversiche­
rung (ABl. L 8, S. 17) — Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
— Bestimmung der von der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rung obligatorisch gedeckten Schäden — Möglichkeit, den im­
materiellen Schaden in die obligatorische Entschädigung für den 

materiellen Personenschaden einzuschließen — Nationale Rege­
lung, die einen Betrag als Entschädigung für psychische Schmer­
zen und Leiden vorsieht, der erheblich unter dem von den 
Richtlinien für die Entschädigung für Personenschäden festgeleg­
ten liegt 

Tenor 

1. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 72/166/EWG des Rates vom 24. 
April 1972 betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rung und der Kontrolle der entsprechenden Versicherungspflicht 
und Art. 1 Abs. 1 und 2 der Zweiten Richtlinie 84/5/EWG 
des Rates vom 30. Dezember 1983 betreffend die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahr­
zeug-Haftpflichtversicherung sind dahin auszulegen, dass die ob­
ligatorische Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung immaterielle 
Schäden von Personen, die den Todesopfern eines Verkehrsunfalls 
nahestanden, decken muss, soweit dieser Schadensersatz aufgrund 
der zivilrechtlichen Haftung des Versicherten in dem auf den Aus­
gangsrechtsstreit anwendbaren nationalen Recht vorgesehen ist. 

2. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 72/166 und Art. 1 Abs. 1 und 2 
der Zweiten Richtlinie 84/5 sind dahin auszulegen, dass sie na­
tionalen Rechtsvorschriften entgegenstehen, wonach die obligatori­
sche Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung den nach nationalem 
Haftpflichtrecht beim Tod naher Familienangehöriger aufgrund 
eines Verkehrsunfalls geschuldeten Ersatz des immateriellen Scha­
dens nur bis zu einem Höchstbetrag deckt, der unter den in Art. 1 
Abs. 2 der Zweiten Richtlinie 84/5 festgelegten Beträgen liegt. 

( 1 ) ABl. C 235 vom 4.8.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 17. Oktober 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Gelsenkirchen — Deutschland) — Michael Schwarz/Stadt 

Bochum 

(Rechtssache C-291/12) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts — Biometrischer Reisepass — 
Digitale Fingerabdrücke — Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 
— Art. 1 Abs. 2 — Gültigkeit — Rechtsgrundlage — 
Verfahren zum Erlass der Verordnung — Art. 7 und 8 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union — Recht auf 
Achtung des Privatlebens — Recht auf Schutz 

personenbezogener Daten — Verhältnismäßigkeit) 

(2013/C 367/29) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Gelsenkirchen
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